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III. Nachtrag zum Planungs- und Baugesetz 
 

 

Anträge vom 15. Juni 2022 

 

 

GRÜNE-Fraktion (Sprecher: Gschwend-Altstätten)  

 

 

Art. 122 Abs. 3:1  Unter Schutz gestellte Objekte dürfen nur beseitigt oder beeinträch-

tigt werden, wenn ein gewichtiges, das Interesse an der Erhaltung 

überwiegendes Bedürfnis nachgewiesen wird. Bei Schutzobjekten 

von nationaler oder kantonaler Bedeutung ist die Zustimmung der 

zuständigen kantonalen Stelle erforderlich. 

 

 

Begründung: 

 

Aktuell besteht ein Zustimmungserfordernis der zuständigen kanto-

nalen Stelle im Fall einer Beseitigung oder Beeinträchtigung eines 

Schutzobjektes von nationaler oder kantonaler Bedeutung. Das 

macht Sinn, weil viele – insbesondere kleinere – Gemeinden nicht 

über ausreichende Fachkompetenz in denkmalpflegerischen Fra- 

gen verfügen und in vielen Gemeinden noch keine oder nur unvoll-

ständige Schutzinventare vorliegen. Vor diesem Hintergrund sind 

viele Gemeinden nicht in der Lage, Fachfragen zum Umgang mit 

historischer Bausubstanz adäquat zu beurteilen und das damit ver-

bundene öffentliche Interesse zu wahren.  

 

  

 Abs. 4:1  Streichen.  

 

 

Begründung: 

 

Gerade in kleinräumigen Verhältnissen bestehen nicht selten per-

sönliche Beziehungen zwischen Bauherren / Grundeigentümern  

und den Gemeindebehörden, was die Ausgangslage zusätzlich  

erschwert. Das rechtzeitige Einbeziehen der zuständigen kantona-

len Behörden ist mit Blick auf den Begriff der Rechtzeitigkeit inter-

pretationsbedürftig und schafft Raum für Missbrauch (Schaffen  

von faits accomplis usw.). 

 

 

  

                                                   
1  Festhalten am geltenden Recht. 
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Art. 157:2  Streichen.  

 

 

Begründung: 

 

Kommt der kantonalen Stelle bei Entscheiden zur Beseitigung oder 

Beeinträchtigung von Schutzobjekten von nationaler oder kantona-

ler Bedeutung ein Rekursrecht zu, sind es im Endeffekt Richterin-

nen und Richter, die über Schutzobjekte und den Umgang mit ihnen 

bestimmen. Diese Rolle können sie in der Sache nur bedingt wahr-

nehmen. Sie können zwar Fachgutachten in Auftrag geben. Doch 

dadurch fliesst die Fachhaltung in vielen Fällen erst viel zu spät ein, 

um ein Projekt in eine gute Richtung zu begleiten. Rekurse – und 

damit Konflikte – werden zur Regel. Die damit verbundenen Verzö-

gerungen nützen niemandem und die Denkmalpflege wird in eine 

Verhinderer-Rolle gedrängt. 

 

Eine zeitgemässe, effektive und verantwortungsbewusste Denkmal-

pflege sähe anders aus – nämlich in Form eines konstruktiven Mit-

spracheprozesses bei Bauprojekten von Anfang an.  

 

                                                   
2  Festhalten am geltenden Recht. 
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